
breit	 entfalteten	 katholischen	 Verbandswesens
in	 treuer	 Anhänglichkeit	 an	 die	 kirchliche
Obrigkeit	ausgefüllt.	Dass	sie	im	Laufe	der	Zeit
an	organisatorischer	Stärke	und	mit	Erfolgen	in
ihrem	Kampf	für	die	Rechte	der	Kirche	auch	an
Selbstbewusstsein	gewannen,	rief	allerdings	den
Argwohn	 der	 Bischöfe	 hervor.	 Und	 als	 nach
dem	 Krieg	 bestimmte,	 auch	 politische	 Kreise
an	 diese	 Tradition	 des	 Katholizismus
anknüpfen	 wollten,	 setzten	 die	 Bischöfe
entschlossen	 auf	 eine	 enge	 kirchliche
Anbindung	aller	Laienaktivitäten.	Streben	nach
Kontrolle,	 Angst	 vor	 Konkurrenz	 und	 das
ständige	 Schreckgespenst	 einer
Parlamentarisierung	 der	 Kirche	 und	 damit
einer	 Bedrohung	 der	 Kirchenstruktur	 und	 vor
allem	 der	 Position	 der	 Bischöfe	 ließen	 sie	 ein
Konzept	 durchsetzen,	 das	 der	 politisch
hochbegabte	 und	 umtriebige	 Kölner	 Prälat
Wilhelm	 Böhler	 entworfen	 hatte:	 1952
mündete	 das	 bischöfliche	 Bemühen	 um	 eine



Domestizierung	des	Laien-Engagements	 in	die
Gründung	des	„Zentralkomitees	der	deutschen
Katholiken“	 (ZdK).	 Dieses	 Organ,	 das	 aus
engagierten	 Laien	 aus	 kirchlichen	 Gremien,
Verbänden	und	dem	öffentlichen	Leben	 sowie
aus	 Klerikern	 bestand,	 sollte	 nach	 innen	 die
Laienaktivitäten	 koordinieren	 und	 nach	 außen
als	 „pressure	 group“	 in	 den
vorparlamentarischen	 politischen	 Raum
fungieren.	 Um	 die	 engagierten	 Laien	 nicht	 zu
verprellen,	 sollte	 die	 Anbindung	 an	 die
Bischöfe	diskret	erfolgen:	Die	Laien	sollten	das
Gefühl	haben,	mit	und	in	diesem	Gremium	zu
führen	 und	 selbstständig	 zu	 handeln,	 ohne	 es
tatsächlich	 zu	 sein.	 Statuarische	Vorkehrungen
wie	 die	 Verankerung	 von	 Klerikerpositionen,
die	 den	 Einfluss	 und	 die	 Information	 der
Bischöfe	 sicherten,	 sowie	 personelle	 und
finanzielle	 Abhängigkeiten	 garantierten,	 dass
auch	bei	langer	Leine	die	bischöfliche	Führung
effektiv	 gewahrt	 blieb.	 Mit	 einem	 katholisch



formatierten	 Dialogverständnis	 und	 einem
ständehierarchisch	 durchwirkten	 Verständnis
von	 Gemeinsamkeit	 sollten	 Engagement	 und
Kooperationsbereitschaft	 der	 Laien	 erhalten
werden.	 Mit	 dieser	 Einhegung	 des
Laienapostolats	 gehört	 die	 Simulation	 von
Partizipation	zur	DNA	des	ZdK.

1972–1975	 reagierten	 die	 deutschen
Bischöfe	mit	der	Einberufung	der	Würzburger
Synode	 auf	 die	 nächste	 heikle	 Situation:	 Auf
dem	 II.	 Vatikanischen	 Konzil	 (1962–1965)
durfte	 über	 die	 Frage	 der	 erlaubten	Methoden
zur	 Empfängnisverhütung	 nicht	 diskutiert
werden,	 weil	 diese	 einer	 Entscheidung	 des
Papstes	 vorbehalten	 blieb.	 Die	 ließ
nachkonziliar	 allerdings	 auf	 sich	 warten,
wodurch	 sich	 im	deutschen	Katholizismus	ein
immer	 stärkerer	 Druck	 aus	 Hoffnungen	 und
Befürchtungen	 aufbaute.	 Ohnehin	 angeregt
durch	 die	 allgemeine	 Reformerwartung	 nach
dem	 Konzil,	 hofften	 viele	 Katholiken,	 das



bisherige	 Verhütungsverbot	 könnte
aufgehoben	werden,	zumal	die	Ergebnisse	einer
Kommission	zur	Beratung	des	Papstes	in	dieser
Frage	 mehrheitlich	 in	 diese	 Richtung	 zeigten.
Je	 länger	 die	 päpstliche	 Entscheidung	 auf	 sich
warten	 ließ,	desto	mehr	wuchs	 allerdings	 auch
die	 Befürchtung,	 der	 Papst	 könne	 auf	 der
traditionellen	 Lehre	 beharren.	 Überdruck	 und
Explosionsgefahr	im	Kirchenkessel	drohten,	als
1968	die	„Pillen-Enzyklika“	Papst	Pauls	VI.	mit
ihrer	 Einschärfung	 des	 Verbots	 jeder
künstlichen	 Empfängnisverhütung	 den
schlimmsten	 Befürchtungen	 entsprechend	 alle
diesbezüglichen	 Hoffnungen	 zerstörte.	 Ein	 so
noch	 nie	 dagewesener	 Protest	 und	 Aufstand
gegen	 die	 als	 autoritär	 und	 übergriffig
empfundene	Hierarchie	war	die	Folge	und	fand
seinen	exemplarischen	Ausdruck	1968	auf	dem
Essener	 Katholikentag.	 Die	 Bischöfe	 nahmen
damals	 realistisch	wahr,	mit	 bloßer	 Papsttreue
und	nur	formal	begründeter	Einforderung	von



Gefolgschaft	 riskierten	 sie	 völligen
Kontrollverlust	 und	 Dauerschaden	 an	 ihrer
Autorität.	 Was	 sie	 brauchten,	 war	 eine
kontrollierte	 und	 dauerhafte	 Druckabsenkung.
Dazu	öffneten	sie	mehrere	Ventile:	Akut	ließen
sie	 auf	dem	Katholikentag	1968	der	 spontanen
Erregung	 und	 dem	 Diskussionsbedarf	 freien
Lauf.	 Bereits	 zuvor	 hatten	 sie	 schon	 Druck
durch	 ihre	 schnell	 präsentierte	 „Königsteiner
Erklärung“	 entweichen	 lassen:	 In	 dieser	 ließen
sich	die	Bischöfe	so	verstehen,	als	sei	die	eigene
Gewissensentscheidung	 der	 Gläubigen	 bei	 der
Wahl	 der	 Verhütungsmethode	 mit	 der
Vorgabe	 des	 Papstes	 vereinbar;	 deutsche
Katholiken	 wähnten	 deshalb	 die	 Bischöfe	 auf
ihrer	 Seite.	 Erst	 später	mussten	 sie	 realisieren,
dass	dies	ein	Missverständnis	war.

Das	 entscheidende	 Ventil	 zu	 einer
längerfristigen	 Befriedung	 war	 ein	 anderes:
Schon	 im	Umfeld	des	Essener	Katholikentages
hatte	 der	 Vorsitzende	 der	 Bischofskonferenz


